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GEMEINDERATWIENER
Sitzung vom31 .März1933 .

Bgm .Seitz eröffnet die Sitzung um17Uhr .
Es wird in die Tagesordnung eingegangen .
St . . Weberberichtet über den ersten BauabschnittdesBauprogramms

1933 . Esgelangenauf 7 Bai stellen Wohnhausanlagenmit zusammen1358Woh-¬
nungen zur Errichtung .Von diesen sind 167 Einzelräume ,870Küchen - Zim¬
mer - Wohnungen ,294 Nüchen Zimmer - Kabinett - Wöhnungen ,6 Zimmer 2Kabinett - ¬
Küchen- Wohnungenund 21 Einfamilienhäuser amSpiegelgrund .In den 7Bauten
sind Geschäftslekale oder andere Räumlichkeiten ausser Wohnungen nicht vor¬
geschen .Die Ausstettung der Wohnungenist die einfachste undsparsamste
Durchdie besondere Sparsamkeit war es möglich ,die Bauskostenauf
S 10 . 632pro Wohnungherunterzubringen .Der QuadratmeterverbauteFläche
stellt sich auf 303Schilling .Die gesamtenBaukostenbelaufen sichauf
1h,139 . 000Schilling ,vonwelchenin diesemJahr10,515 . 000Schilling
verausgabtwerdensollen .

In diesemZusa menhangeteilt St . . Webermit ,dass demGemeinde¬
rat in der nächsten Zeit eine Vorlageüber die FortführungderStadtrand¬
siedungen in Leopoldau zugehen wird ( Lebh .Beifall . d .Mehrheit ) .
Die Erfahrungendie bisher bei der Erbauunggemachtwurden ,bestärkenuns

in der Meinung ,dass diese Aktion besonders fördernwert ist .Die 80Häuser ,

die gegenwärtig dort im Bau sind ,werden wahrscheinlich schon in IWochen
fertiggestellt sein und der Benützungübergebenwerdenkönnen .Zu den80
Häusernsollen weitere 320Siedungshäusererrichtet werdenundjedesdieser
Siedungshäuser . 500m2 Grund zugeteilt erhalten .Insgesamt werden also in

für
Leopoldau loo Siedl ungshäuser errichtet und damit/ebensoviele Familien
eine Versorgung und Arbeitsmöglichkeit geschaffen .Die Gesamtfläche ,die
dürdiesenZweckderStadtrandsiedlungdurchdie GemeindezurVerfügung
gestellt wird ,beläuft sich auf 1,018 . 000Quaddratmeter ,Auchdieneu¬
erbauten Siedungshäuser werden nur an Arbeitslose vergeben werden ,unter
welchen die Ausgesteuerten bevorzugt werdenJeder Sieder mussmitarbeiten .
Die Gemeinde wird in der Vorlage auch Anträge auf Beistellung eines Kre¬

von Schilling 1,500,000dites/stellen ,der den Ausbauder Siedung ermöglicht .Der Kredit soll
verwendetwerdenzumAnkaufvon Materialien undzurhautsächlich

ErrichtungvonGemeindehaftsanlagen .Er soll in zwanzigJahrenrückzahlbar
sein . DieVerzinsungwird2 Prozentbetragen .DieVorlagedie sichgegenwärt: .
in Ausarbeitung befindet ,wird in der nächeten Zeit fertiggestellt und
demGemeinderatvorgelegtwerden ,damitso raschwiemöglich ,mitden
Arbeitenbe ,nnenwerdenkann( Lebh .Beifall . dMehrheit) .

Bgm .Seitz bricht sodanndie Verhandlungenab .
ZurBeratungkommenzweivorliegendeDringlichkeitsanträgeund

zwareiner des GR. Dr. Henglundeiner desGR. Scholz.
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GR .Dr .Hengl ( christl .soz . )stellt und begründetden
nachstehendenDringlichkeitsantrag:

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe II wird be¬
auftraggt :

1 .DemWienerLandtagbinnen sechs WochenGesetzentwürfevorzu¬
legen ,worin die estimmungen der Gesetze über die Bodenwertabgabe
vonverbautenundwonunverbautenLiegenschaftendahinabgeändertwer¬
den ,dass die Schlichtungskosten nur dann vomAbgabepflichtigen zuent¬
richten sind ,wennder im Schlichtungsvefahren ermittelte Wertmin¬
destensdenMittelwertzwischendenWertangabender Partei unddenen
der Gemeindeerreicht ;bei der Bodenwertabgabe von verbauten Liegen - ¬
schaften aber auch nur dann ,wenn sich ausserdem ein höherer Abgaben¬

satz ergibt als nachderFarteiangabe.
2 .Zu verfügen ,dass allen Grundeigentümern ,denenSchiedskosten

vorgeschriebenwurden ,obwohlder Friedenswertder Grundstückeim
Schdedsverfahrenfür die Bodenwertabgabevon verbautenLiegenschaften
unter 300Kronenfestgestellt wurde ,die ungesetzlichvereinnahmten
Beträgesamt Vergütungszinsenzurückerstattet werden .

STR ,Dr .Danneberg be merkt ,der Magistrat habe sich wieder¬
holt eingehend mit der Ueberprüfung : .dieser beiden Gesetze
beschäftigt ,Sasses nochnichtzurEintringungeinerGesetzesvorlage
im Landtaggekommenist ,ist darauf zurückzuführen ,dass indessen
Ereignisseeingetreten sind ,die die Erledigungsolcher Gesetzeeiniger¬

massenerschweren .Bekanntlichhat der Bundseither der GemeindeWien
einenBetragvon15MillionenSchillingausderAbgabenteilungstreitig
gemachtundes ist darüberein ProzessbeimVerfassungsgerichtshofanhän¬
gig .DerBundhat überdiesfür 1933eine StreichungderGarantieklausel
als Gesetzentwurfim Nationalrat eingebracht ,wasfür das Budgetdes
Jahres 1933eine Schädigungim Betrage von22 MillionenSchillingbe¬
deutet .Angesichts dieser Tatsache wäre es von der Verwaltung derGemeind
gewissenlos ,so ohneweiters allen Anträgenstattzugeben ,die eineHerab- ¬
setzungvonSteuernzumInhaltehaben .Selbstverständlichbedürfen
alle diese Frageneiner sorgfälgigenPrüfungundmanmussersteinen
Ueberblicküberdie finanzielleLagehaben ,ehemanzueinemEntschlusse
kommenkann .DerRednersprichtsichdahergegendieDiinglichkeitaus .

Bei der AbstimmungwirddemAntragedie dringlicheBehandlung
nichtzuerkannt .

Die GemeinderäteScholz und Ing .Schaffer ( nat .soz . )stellen
einen Dringlichkeitsantrag ,worin der Bürgermeister aufgefordert wird ,
dieMagistratsdirektionanzuweisen,dieVerfolgungendesKanzleikommissär
Friedrich unverzüglicheinzustellen unddessenVersetzung ,diegeradezu
als Strafversetzungangesehenwerdenmuss ,ehestensrückgängigzumachen.

NachdemGR ,Scholz die Dringlichkeit begründet hat ,weist
STR .Speiser darauf hin ,dass im Laufe des Jahres bei der Gemeinde Wien

viele hunderte Versetzungen vorkommen ,von denen Angehörige aller roli¬

tischen Richtungen betroffen werden .Sehr häufig werden von derPetroffe
nenBeschwerdendgrübervürgebracht ,weilmancheBeamtederAnsichtsind ,sie .
dass/die Nebenbezüge ,die sie auf einem bestimmten Posten haben ,immer
habenmüssen .In demspeziellen Fall hat es sich ergeben ,dass imFürsorg
amt ein Beamter gesucht wurde ,der im Fürsorgewesen eingearbeitet und
besonders tüch tig ist,und dieser Beamte wurde in dem genannten Kanzlei¬

kommissär gefunden .Wenn man keine Versetzung von Beamten durchführen
könnte ,würdejeder Amtsbetriebim WienerMagistrat vollständigunmäglich-¬

sein .181
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Dem Antrage ,wird die dringliche Behandlung nicht zuerkannt .

Die Gemeinderäte Gratzenberger und Peschel überreichen einen
dringlichen Antrag ,in demverlangt wird ,dass denRathausberichter¬
stattern die Fahrtbegünstigung auf der Strassenbahn entzogen werde .

Dem Antrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkennt .
Schluss der Sitzung 17 Uhr 30 Minuten .
Bogenabfertigung 17 Uhr 50 Minuten .
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